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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
18. Wahlperiode

Drucksache 18 / 1127
(zu Drs. 18/1045 und 18/1125)

14. 11. 13

Druck: Anker-Druck Bremen

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre
2014 und 2015

Verfassungsschutz

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

I. Der Produktgruppenhaushalt wird wie folgt geändert:

Nr. Bezeichnung

Produktplan: 07 Inneres

Produktbereich: 07.09 Sonstiges Inneres

Produktgruppe: 07.90.03 Verfassungsschutz

Der Anschlag bei den Gesamtausgaben wird für das Jahr 2014 um 1 000 T‡

reduziert.

Der Anschlag bei den Gesamtausgaben wird für das Jahr 2015 um 1 000 T‡

reduziert.

II. In konkreter Umsetzung wird der Haushaltsplan wie folgt geändert:

Nr. Bezeichnung

Einzelplan: 00 Bürgerschaft, Senat, Rechnungshof, Staats-
gerichtshof, Bundesangelegenheiten, Daten-
schutz, Inneres und Sport, Frauen

Kapitel: 0032 Landesamt für Verfassungsschutz

Titel: Diverse – Ausgabetitel –

Die  Anschläge  werden  nach  Maßgabe  des  Ressorts  für  das  Jahr  2014  von
3 317 860 ‡ um insgesamt 1 000 000 ‡ auf 2 317 860 ‡ reduziert.

Die  Anschläge  werden  nach  Maßgabe  des  Ressorts  für  das  Jahr  2015  von
3 190 740 ‡ um insgesamt 1 000 000 ‡ auf 2 190 740 ‡ reduziert.

Erläuterung

Die Haushaltsentwürfe der rot-grünen Koalition sehen für den Verfassungsschutz im
Jahr 2014 Gesamtausgaben vor, die rd. 1 Mio. ‡ und damit um knapp die Hälfte
höher veranschlagt sind als 2007, im letzten Jahr der SPD/CDU-Koalition. Der vor-
liegende Änderungsantrag macht diese Erhöhung rückgängig. Angesichts der fort-
gesetzten extremen Haushaltsnotlage Bremens gibt es wesentlich dringendere Be-
darfe, für deren Deckung die reduzierten Mittel verwendet werden können.

Die eingesparten Mittel dienen zur partiellen Gegenfinanzierung der zusätzlichen
Personalmittel bei Feuerwehr, Polizei und Justizvollzugsanstalt.

Klaus-Rainer Rupp,
Kristina Vogt und Fraktion DIE LINKE


